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§ 117 Polikliniken  
(1) Der Zulassungsausschuß (§ 96) ist verpflichtet, die poliklinischen Institutsambulanzen der 
Hochschulen (Polikliniken) auf Verlangen ihrer Träger zur ambulanten ärztlichen Behandlung der 
Versicherten und der in § 75 Abs. 3 genannten Personen zu ermächtigen. Die Ermächtigung ist so zu 
gestalten, daß die Polikliniken die Untersuchung und Behandlung der in Satz 1 genannten Personen 
in dem für Forschung und Lehre erforderlichen Umfang durchführen können. Das Nähere zur 
Durchführung der Ermächtigung regeln die Kassenärztlichen Vereinigungen im Einvernehmen mit den 
Landesverbänden der Krankenkassen und den Verbänden der Ersatzkassen gemeinsam und 
einheitlich durch Vertrag mit den Trägern der Hochschulkliniken.  
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Ermächtigung poliklinischer Institutsambulanzen an 
Psychologischen Universitätsinstituten im Rahmen des für Forschung und Lehre erforderlichen 
Umfangs und an Ausbildungsstätten nach § 6 des Psychotherapeutengesetzes zur ambulanten 
psychotherapeutischen Behandlung der Versicherten und der in § 75 Abs. 3 genannten Personen in 
Behandlungsverfahren, die vom Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen nach § 92 Abs. 6a 
anerkannt sind, sofern die Krankenbehandlung unter der Verantwortung von Personen stattfindet, die 
die fachliche Qualifikation für die psychotherapeutische Behandlung im Rahmen der vertragsärztlichen 
Versorgung erfüllen. Im Rahmen der Ermächtigung poliklinischer Institutsambulanzen an 
Psychologischen Universitätsinstituten sind Fallzahlbegrenzungen vorzusehen. Für die Vergütung gilt 
§ 120 entsprechend.  
 
§ 118 Psychiatrische Institutsambulanzen 

 (1) Psychiatrische Krankenhäuser sind vom Zulassungsausschuss zur ambulanten 
psychiatrischen und psychotherapeutischen Versorgung der Versicherten zu ermächtigen. Die 
Behandlung ist auf diejenigen Versicherten auszurichten, die wegen Art, Schwere oder Dauer 
ihrer Erkrankung oder wegen zu großer Entfernung zu geeigneten Ärzten auf die Behandlung 
durch diese Krankenhäuser angewiesen sind. Der Krankenhausträger stellt sicher, dass die für 
die ambulante psychiatrische und psychotherapeutische Behandlung erforderlichen Ärzte und 
nichtärztlichen Fachkräfte sowie die notwendigen Einrichtungen bei Bedarf zur Verfügung 
stehen.  
(2) Allgemeinkrankenhäuser mit selbständigen, fachärztlich geleiteten psychiatrischen 
Abteilungen mit regionaler Versorgungsverpflichtung sind zur psychiatrischen und 
psychotherapeutischen Behandlung der im Vertrag nach Satz 2 vereinbarten Gruppe von 
Kranken ermächtigt. Die Spitzenverbände der Krankenkassen gemeinsam und einheitlich mit 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung legen 
in einem Vertrag die Gruppe psychisch Kranker fest, die wegen ihrer Art, Schwere oder Dauer 
ihrer Erkrankung der ambulanten Behandlung durch die Einrichtungen nach Satz 1 bedürfen. 
Kommt der Vertrag ganz oder teilweise nicht zu Stande, wird sein Inhalt auf Antrag einer 
Vertragspartei durch das Bundesschiedsamt nach § 89 Abs. 4 festgelegt. Dieses wird hierzu 
um Vertreter der Deutschen Krankenhausgesellschaft in der gleichen Zahl erweitert, wie sie 
jeweils für die Vertreter der Krankenkassen und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
vorgesehen ist (erweitertes Bundesschiedsamt). Das erweiterte Bundesschiedsamt beschließt 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder. Absatz 1 Satz 3 gilt. Für die 
Qualifikation der Krankenhausärzte gilt § 135 Abs. 2 entsprechend. 
 
§ 119 Sozialpädiatrische Zentren  
(1) Sozialpädiatrische Zentren, die fachlich-medizinisch unter ständiger ärztlicher Leitung stehen und 
die Gewähr für eine leistungsfähige und wirtschaftliche sozialpädiatrische Behandlung bieten, können 
vom Zulassungsausschuß (§ 96) zur ambulanten sozialpädiatrischen Behandlung von Kindern 
ermächtigt werden. Die Ermächtigung ist zu erteilen, soweit und solange sie notwendig ist, um eine 
ausreichende sozialpädiatrische Behandlung sicherzustellen.  



(2) Die Behandlung durch sozialpädiatrische Zentren ist auf diejenigen Kinder auszurichten, die 
wegen der Art, Schwere oder Dauer ihrer Krankheit oder einer drohenden Krankheit nicht von 
geeigneten Ärzten oder in geeigneten Frühförderstellen behandelt werden können. Die Zentren sollen 
mit den Ärzten und den Frühförderstellen eng zusammenarbeiten.  
 
§ 120 Vergütung ambulanter Krankenhausleistungen  
(1) Die im Krankenhaus erbrachten ambulanten ärztlichen Leistungen der ermächtigten 
Krankenhausärzte, Polikliniken und sonstiger ermächtigter ärztlich geleiteter Einrichtungen werden 
nach den für Vertragsärzte geltenden Grundsätzen aus der vertragsärztlichen Gesamtvergütung 
vergütet. Die mit diesen Leistungen verbundenen allgemeinen Praxiskosten, die durch die Anwendung 
von ärztlichen Geräten entstehenden Kosten sowie die sonstigen Sachkosten sind mit den Gebühren 
abgegolten, soweit in den einheitlichen Bewertungsmaßstäben nichts Abweichendes bestimmt ist. Die 
den ermächtigten Krankenhausärzten zustehende Vergütung wird für diese vom Krankenhausträger 
mit der Kassenärztlichen Vereinigung abgerechnet und nach Abzug der anteiligen Verwaltungskosten 
sowie der dem Krankenhaus nach Satz 2 entstehenden Kosten an die berechtigten Krankenhausärzte 
weitergeleitet.  
(2) Die Leistungen der psychiatrischen Institutsambulanzen und der sozialpädiatrischen Zentren 
werden unmittelbar von den Krankenkassen vergütet. Die Vergütung wird von den Landesverbänden 
der Krankenkassen und den Verbänden der Ersatzkassen gemeinsam mit den Krankenhäusern oder 
den sie vertretenden Vereinigungen im Land vereinbart. Sie muß die Leistungsfähigkeit der 
Institutsambulanzen und der Zentren bei wirtschaftlicher Betriebsführung gewährleisten.  
(3) Die Vergütung der Leistungen der Polikliniken, der psychiatrischen Institutsambulanzen, der 
sozialpädiatrischen Zentren und sonstiger ermächtigter ärztlich geleiteter Einrichtungen kann 
pauschaliert werden. Bei den öffentlich geförderten Krankenhäusern ist die Vergütung nach Absatz 1 
um einen Investitionskostenabschlag von 10 vom Hundert, bei den Polikliniken zusätzlich um einen 
Abschlag von 20 vom Hundert für Forschung und Lehre zu kürzen. § 295 Abs. 1 gilt entsprechend. 
Das Nähere über Form und Inhalt der Abrechnungsunterlagen und der erforderlichen Vordrucke wird 
für die psychiatrischen Institutsambulanzen und sozial-pädiatrischen Zentren von den 
Vertragsparteien nach Absatz 2 Satz 2, für die Polikliniken und sonstigen ermächtigten ärztlich 
geleiteten Einrichtungen von den Vertragsparteien nach § 83 Abs. 1 Satz 1 vereinbart.  
(4) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 2 Satz 2 ganz oder teilweise nicht zustande, setzt die 
Schiedsstelle nach § 18a Abs. 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes auf Antrag einer 
Vertragspartei die Vergütung fest.  
(5) Beamtenrechtliche Vorschriften über die Entrichtung eines Entgelts bei der Inanspruchnahme von 
Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn oder vertragliche Regelungen über ein 
weitergehendes Nutzungsentgelt, das neben der Kostenerstattung auch einen Vorteilsausgleich 
umfaßt, und sonstige Abgaben der Ärzte werden durch die Absätze 1 bis 4 nicht berührt.  
 


